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17. Juni 2013

                                                                                           OV Samtgemeinde Artland 

                                                                                           Landkreis Osnabrück (Nds.)

A n t r a g 

des Ortsverbandes Samtgemeinde Artland von Bündnis 90 / Die Grünen zur Beschlussfassung auf der nächsten Landesdelegiertenkonferenz Niedersachsen 
Fracking:
1. Unterstützung der Korbacher Resolution der Anti-Fracking-Bewegung

2. Tätigwerden innerhalb der Landesregierung im Sinne der Koalitionsvereinbarung um die nach der zur Zeit geltenden Gesetzeslage bereits mögliche bzw. erforderliche Öffentlichkeitsbeteiligung und UVP-Pflicht durchzusetzen.
Die Landesdelegiertenversammlung möge beschließen:

1. 

Der Landesverband Niedersachsen von Bündnis 90 / Die Grünen unterstützt die Korbacher Resolution der Anti-Fracking-Gruppen durch Unterzeichnung unter diesem Link:

http://www.resolution-korbach.org/pages/korbacher-resolution/deutsch.php
Begründung:
Am 04./05. Mai 2013 fand in Korbach ein Bundestreffen der Anti-Fracking-Gruppen statt. das zur Korbacher Resolution führte, die lautet:

Folgende Forderungen richten wir an Bund, Länder und die Europäische Union:

· Ein sofortiges ausnahmsloses Verbot sämtlicher Formen von Fracking bei der  Erforschung, Aufsuchung und Gewinnung fossiler Energieträger.
Dies ist unabhängig davon, ob die Rissbildung mit oder ohne den Einsatz giftiger Chemikalien, hydraulisch oder andersartig erzeugt wird.


· Ein generelles Import- und Handelsverbot von „gefrackten“ fossilen Energieträgern.

· Ein generelles Verbot der Verpressung des Rückflusses oder der untertägigen Ablagerung von Fluiden und Lagerstättenwässer.

· Eine Novellierung des Bergrechts. Die höchsten Umweltstandards und Beteiligungsrechte der Öffentlichkeit haben im Fokus der Novellierung zu stehen.


· Ein konsequentes Umsetzen der politisch beschlossenen Energiewende, d.h. Abkehr von fossilen Brennstoffen, Ausbau der erneuerbaren Energien und Steigerung der Energieeffizienz.
Für diese Resolution sucht die Anti-Fracking-Bewegung weitere UnterstützerInnen. Für Privatpersonen steht unter www.petition-fracking.de eine Online-Petition zur Verfügung.

Darüber hinaus wird auch bei Interessenverbänden, Netzwerken, Initiativen, Parteien, Firmen usw. um Unterstützung geworben. Zu diesem Zweck wurde unter der o.a. Homepage die Möglichkeit der Unterzeichnung geschaffen. Die Liste der UnterstützerInnen wird dort fortlaufend aktualisiert und kann eingesehen werden.
2.
Die Landtagsfraktion von Bündnis 90 / Die Grünen wird aufgefordert, sich des Themas Fracking anzunehmen und beim Koalitionspartner die Einhaltung des Koalitionsvertrages einzufordern, in dem es heißt, dass alle Genehmigungsverfahren für Bohrvorhaben mit einer umfassenden Öffentlichkeitsbeteiligung und einer obligatorischen Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt werden sollen. Dies ist bereits bei der zur Zeit geltenden Rechtslage möglich und erforderlich. Die bislang in Niedersachsen durchgeführte Praxis beachtet wesentliche Bestimmungen nicht. Dazu wird in der Begründung im einzelnen vorgetragen.

Begründung:
1. Öffentlichkeitsbeteiligung

Frau Prof. Dr. Monika Böhm von der Philipps-Universität Marburg hat in dem für das Hessische Umweltministerium erstellte  Rechtsgutachten „Voraussetzungen einer bergrechtlichen Errlaubnis nach § 7 BBergG unter besonderer Berücksichtigung der Versagungsgründe des § 11 Nr. 10 BBergG“ im März 2013 festgestellt, dass mit den Behörden, die nach § 15 BBergG zu hören sind,  ALLE Stellen gemeint sind, die öffentliche Interessen der nach § 11 Nr. 10 BbergG bezeichneten Art wahrnehmen. Dazu rechnet das Bundesverwaltungsgericht neben Fachbehörden auch betroffene Kommunen (BverwG, Beschluss 15.10.1998 – 4 B 94.98 -). Eine Kopie des Gutachtens findet sich im Anhang.

Im Aufsuchungsfeld „Adler South“ in Hessen sind in diesem Zusammenhang 120 Behörden gehört worden. Das macht auch Sinn und ist vom Gesetzgeber so gewollt, weil in einem Rechtsmittelverfahren gegen eine Bewilligung nur Sachverhalte vorgetragen werden können, die nicht bereits bei Erteilung der Erlaubnis bekannt waren. Daher ist diese frühzeitige Beteiligung aller Behörden geboten. In Hessen hat dies dazu geführt, dass auf über 80 % der Fläche öffentliche Interessen entgegenstanden und die CDU-Umweltministerin (die in Hessen die vorgesetzte Dienstbehörde ist) die Bergbehörde angewiesen hat, den Antrag auf Aufsuchungserlaubnis abzulehnen. Das ist geschehen. Die Firma BNK hat nun innerhalb der Rechtsmittelfrist Gelegenheit, hiergegen zu klagen. 

Wie kann man demgegenüber die Vorgehensweise in Niedersachsen bezeichnen? Eine umfassende Behördenbeteiligung hat nie stattgefunden. Viele Gemeinden wissen gar nicht, dass sie in einem Aufsuchungsfeld liegen. Vom Landesbergamt wird weder das bestehende Bergrecht korrekt angewandt, noch wird die höchstrichterliche Entscheidung hierzu umgesetzt. Wird hier permanent das Gesetz zugunsten der Gas fördernden Industrie gebeugt? Mit Duldung oder entsprechend der direktive des Wirtschaftsministeriums als vorgesetzter Dienstbehörde? Das wird sicher noch von den Bürgerinitiativen skandalisiert werden. 

Und warum hat sich nach dem Regierungswechsel an dieser Praxis nichts geändert? Es sind munter wie bisher weitere Erlaubnisse zur Aufsuchung erteilt worden. Die Landtagsfraktion von Bündnis 90 / Die Grünen sollte hier auf Einhaltung des Koalitionsvertrages pochen und nicht mehr und nicht weniger einfordern, als die gesetzlich ohnehin vorgesehene Öffentlichkeitsbeteiligung. Es sollte künftig keine Erlaubnis zur Aufsuchung erteilt oder eine vorhandene Erlaubnis verlängert werden, ohne diese umfassende Öffentlichkeitsbeteiligung und Untersuchung der Frage, in welchem Umfang im aufsuchenden Feld öffentliche Interessen entgegenstehen. Auch sollte die Frage untersucht werden, ob und inwieweit das geplante Vorhaben überhaupt dem Allgemeinwohl dient.

2. UVP-Pflicht

Die Landesregierung kann das LBEG auffordern, die Europäische UVP-Richtlinie (EG-UVPRL/337EWG) zu beachten und dementsprechend eine Umweltverträglichkeitspprüfung für Fracking-Vorhaben anordnen. 

Auf dem 14. Aachener Altlasten- und Bergschadenkundlichen Kolloquium am 03. Juli 2012 in Aachen zum Thema „Unkonventionelle Gasgewinnung in NRW“ wurde in juristischen Fachvorträgen deutlich gemacht, dass nach den o.a. Richtlinie auch Projekte mit einem Fördervolumen von weniger als 500.000 m³/Tag Erdgas-Fördervorlumen einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterzogen werden müssen, wenn sie in besonderem Maße umweltrelevant sind, wie es beim Fracking ja inzwischen wohl allgemein anerkannt der Fall ist. Bei defizitärer nationaler Umsetzung dieser Richtlinie greift sie direkt und wird durch die ständige Rechtsprechung des EuGH sichergestellt (vgl. hierzu den Tagungsband: Heft 130 der Schriftenreihe der GDMB, ISBN 978-3-940276-46-9, Ss. 64 und 119f).

Das Bergamt ist also rechtlich auf der sicheren Seite, wenn es UVPs fordert und die Landesregierung kann es dazu auffordern. Auch dies sollte in Erfüllung des Koalitionsvertrages eingefordert werden.
Für den Ortsverband Samtgemeinde Artland:

Andreas Henemann (Sprecher)
Michael Kudella (Kassierer)
Maria Entrup-Henemann (Schriftführerin)

